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E i n l a d u n g 
 

 
 

Sitzung Nr. 20/2016 
BürgA Nr. 2/2016 

 
 
An die Mitglieder  
des Ausschusses für Bürgerangelegenheiten 
der Stadt Bornheim 

Bornheim, den 15.03.2016 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur nächsten Sitzung des Ausschusses für Bürgerangelegenheiten der Stadt Bornheim 
lade ich Sie herzlich ein.  
Die Sitzung findet am Dienstag, 15.03.2016, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses 
Bornheim, Rathausstraße 2, statt. 
Die Tagesordnung habe ich im Benehmen mit dem Bürgermeister wie folgt festgesetzt: 
 
TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  
3 Einwohnerfragestunde  
4 Anregung nach §24 GO vom 14.01.2016 betr. Änderungsverfahren Be-

bauungsplan 307, Schwarzwaldstr. (zw. Eifelstr./Kuckucksweg) 
090/2016-7 

5 Anregung nach § 24 GO NRW vom 26.01.2016 betr. Änderung der 
Richtlinien der Stadt Bornheim zur Förderung in der Kindertagespflege 

123/2016-4 

6 Anregung nach §24 GO vom 05.02.2016 betr. Fällarbeiten auf dem 
Gelände an der Hemmericher Burg 

168/2016-6 

7 Anregung nach § 24 GO NRW vom 15.02.2016 betr. Einrichtung eines 
Übergangswohnheims an der Grünewaldstr. 

178/2016-5 

8 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

186/2016-1 

9 Anfragen mündlich  
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Gezeichnet: Christian Koch beglaubigt:  

 (Vorsitzende/r)  (Verwaltungsfachwirt) 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 15.03.2016 
Ausschuss für Stadtentwicklung 06.04.2016 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 090/2016-7 

    Stand 16.02.2016 
 
Betreff 
 

Anregung nach §24 GO vom 14.01.2016 betr. Änderungsverfahren 
Bebauungsplan 307, Schwarzwaldstr. (zw. Eifelstr./Kuckucksweg) 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten empfiehlt dem Ausschuss für Stadtentwicklung 
wie folgt zu beschließen: siehe Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt, kein Änderungsverfahren des B-Plans 307 
einzuleiten. 
 
Sachverhalt 
 
Das Grundstück an der Schwarzwaldstraße, Flurstück 620, für das eine Bebauungsplanän-
derung beantragt worden ist, liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 307 im Ortsteil 
Rösberg. Dieser Bebauungsplan ist seit dem Jahre 1969 rechtskräftig. In dem Bebauungs-
plan ist für diesen Bereich ein reines Wohngebiet mit einer zwingenden eingeschossigen und 
offenen Bauweise festgesetzt worden. Ziel der Planung war seinerzeit aufgrund der an die 
freie Landschaft angrenzenden Ortsrandlage eine aufgelockerte Anordnung von Einfamilien-
häusern. Dies führt selbst der Antragsteller in seinem Schreiben aus.  
 
Die o.g. Zielsetzung des Bebauungsplans ist umgesetzt worden. Die Grundstücksgrößen für 
freistehende Einfamilienhäuser in der näheren Umgebung des nun beantragten Vorhabens 
liegen alle in Größenordnungen zwischen 410 m² und 731 m², wobei der überwiegende An-
teil über 500 m² groß ist. Selbst die südlich der Schwarzwaldstraße liegenden Doppelhaus-
grundstücke sind durchschnittlich ca. 500 m² groß.  
 
Auch nach den heutigen Kriterien, die bei der Stadt Bornheim als allgemeine städtebauliche 
Anforderungen im Rahmen der Bauleitplanung maßgebend sind, liegt die Standardgröße 
eines Grundstücks für ein freistehendes Einfamilienhaus bei 400 m². 
 
Das Flurstück 261, welches nun nach Vorstellungen der Eigentümer mit einem freistehenden 
Einfamilienhaus bebaut werden soll, hat lediglich eine Größe von 268 m². Dies liegt ca. 33 % 
unter der Mindestgröße, die bei Neuplanungen gefordert und umgesetzt wird.  
 
Das Grundstück liegt zudem vollständig außerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten 
Baufelder, also gemäß B-Plan im Bereich der nicht überbaubaren Grundstücksflächen. Ei-
gentümer angrenzender Grundstücke konnten beim Bau oder Kauf ihres Hauses nicht von 
einer Einsichtnahme in ihren Gartenbereich und einer Störung dieser Ruhebereiche ihres 
Grundstücks ausgehen, sondern können auf die Einhaltung der Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes auch auf den Nachbargrundstücken ausgehen. Dies gilt auch für bislang noch 
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unbebaute Grundstücke.  
 
Im Vorfeld der Beantragung eines Bebauungsplanänderungsverfahrens wurde von den Ei-
gentümern ein Bauantrag gestellt, der keine Aussicht auf Genehmigung hat. Da der Baukör-
per außerhalb der Baugrenzen liegt, müsste eine Befreiung von den Festsetzungen des Be-
bauungsplanes erteilt werden. Dies ist rechtlich jedoch nicht möglich, da die Grundzüge der 
Planung berührt sind. 
 
Eine Aufhebung oder Änderung des Bebauungsplanes ist städtebaulich bedenklich. Auf-
grund der geringen Grundstücksgröße hält der geplante Baukörper zu allen Grundstücks-
grenzen lediglich den gesetzlich geforderten Mindestabstand von 3,0 m ein. Das bedeutet, 
dass neben einem nur kleinen Vorgarten auch der eigentliche Gartenbereich nur eine Tiefe 
von 3,0 m aufweisen würde. Dies entspricht der üblichen Größe einer Terrasse, so dass die-
se faktisch auf der Grundstücksgrenze zum Nachbargrundstück errichtet wird. Insgesamt 
würde die Gesamtversiegelung des Grundstücks (incl. aller Nebenanlagen und Stellplätzen) 
bei einer GRZ liegen, die das nach BauNVO zulässige Höchstmaß für Wohngebiete von 0,6 
überschreiten würde. 
 
Eine derart verdichtete Bauweise innerhalb eines locker bebauten Umfeldes fügt sich nicht in 
die Umgebungsbebauung ein und löst bodenrechtliche Spannungen aus.  
 
Neben den fachlichen Gründen gegen eine Planänderung, liegt der finanzielle und arbeits-
technische Aufwand für diese Bebauungsplanänderung unverhältnismäßig hoch. Dies ist für 
ein Bauvorhaben, das städtebaulich nicht vertretbar ist, derzeit nicht zu rechtfertigen und 
würde zu einer Ungleichbehandlung anderer Grundstückseigentümer führen.  
 
Eine Änderung des Bebauungsplanes kann daher nicht befürwortet werden. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
1. Anregung 
2. Auszug Bebauungsplan 307 
3. Auszug Liegenschaftskarte 
4. Luftbild mit geplantem Gebäude 
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Geobasisdaten der Kommunen und des Landes NRW 
© Geobasis NRW I Rhein-Sieg-Kreis I Stadt Bornheim 2016 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 15.03.2016 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 123/2016-4 

    Stand 27.01.2016 
 
Betreff 
 

Anregung nach § 24 GO NRW vom 26.01.2016 betr. Änderung der Richtlinien 
der Stadt Bornheim zur Förderung in der Kindertagespflege 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 
1. nimmt die Anregung vom 26.01.2016 betr. Änderung der „Richtlinien der Stadt Bornheim 

zur Förderung in der Kindertagespflege“ und die Ausführungen des Bürgermeisters zur 
Kenntnis und 

2. verweist die Inhalte im Rahmen der Neufassung einer „Satzung der Stadt Bornheim zur 
Förderung der Kindertagespflege“ in den Jugendhilfeausschuss. 

 
Sachverhalt 
 
Derzeit nimmt die Verwaltung eine Anpassung der derzeitigen „Richtlinien der Stadt Born-
heim zur Förderung der Kindertagespflege“ vor. Diese beinhaltet neben einer inhaltlichen 
Überprüfung entsprechend der aktuellen Rechtslage auch die Sicherstellung einer leistungs-
gerechten Ausgestaltung der Förderung der Kindertagespflege. 
 
Die Richtlinien werden künftig als Satzung ausgestaltet. Hierbei ist eine vorherige Anhörung 
der Tagespflegepersonen vorgesehen. Die Anpassungen der o.g. Vorschriften werden dem 
Jugendhilfeausschuss und dem Rat zur Beschlussfassung vorgelegt. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Anregung 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 15.03.2016 
Ausschuss für Stadtentwicklung 06.04.2016 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 168/2016-6 

    Stand 11.02.2016 
 
Betreff 
 

Anregung nach §24 GO vom 05.02.2016 betr. Fällarbeiten auf dem Gelände an 
der Hemmericher Burg 

 
Beschlussentwurf für den Ausschuss für Bürgerangelegenheiten: 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten empfiehlt dem Ausschuss für Stadtentwicklung 
folgenden Beschluss: siehe Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
Beschlussentwurf für den Ausschuss für Stadtentwicklung: 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
 
Sachverhalt 
 
Zu der in der Anlage beigefügten Anregung nimmt die Verwaltung wie folgt Stellung:  
 
Der Unteren Denkmalbehörde wurden am Donnerstag, den 28.01.2016 telefonisch Ro-
dungsarbeiten auf dem Areal der Burg Hemmerich gemeldet. Eine telefonische Rückfrage 
bei einem Vertreter der Eigentümergemeinschaft ergab zunächst, dass auf Bitte der Anlieger 
im Bereich der Hemberger Straße und der Pützgasse Strauchwerk gerodet werden sollte. Im 
Bereich der oberhalb der Böschungskante liegenden denkmalgeschützten Parkanlage fän-
den keine Arbeiten statt.  
 
Die örtliche Überprüfung ergab jedoch, dass im unteren Bereich umfangreich Strauch- und 
Buschwerk sowie einige kleinere Bäume gerodet wurden und im Bereich der denkmalge-
schützten Parkanlage zumindest eine Eibe, ca. 150 -200 jährig, gefällt worden war. Weitere 
Arbeiten im oberen Bereich des Areals wurden daraufhin umgehend untersagt.  
 
Zu den einzelnen Fragen wird folgendermaßen Stellung genommen:  
 
Frage 1: Welche Baukörper der Burg Hemmerich stehen tatsächlich unter Denkmalschutz? 
 
Antwort: Der Umfang der Unterschutzstellung ergibt sich aus der in Anlage 2 beigefügten 
Denkmalkarte. Die Denkmalliste ist öffentlich, insofern bestehen keine Bedenken, den Aus-
zug  beizufügen.  
 
Frage 2: Sind Einträge in die Denkmalschutzliste auf dem beschrieben Gesamtareal vorhan-
den? 
 
Antwort: s. Antwort zu Frage 1 
 
Frage 3: Sind dabei auch einzelne Naturdenkmäler wie Bäume enthalten? 
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Antwort: „Naturdenkmal“ ist eine im Landschaftsgesetz NRW vorgesehene Schutzkategorie 
vornehmlich für Einzelbäume. Im Stadtgebiet Bornheim ist kein Baum als Naturdenkmal 
festgesetzt, folglich auch nicht auf dem Areal der Burg Hemmerich.  
 
Frage 4: Trifft es zu, dass eine 150-200 Jahre alte Eibe an der Burgmauer/Pützgasse wider-
rechtlich gerodet wurde? 
 
Antwort: Nach den örtlichen Überprüfungen trifft es zu, dass eine 150-200jährige vom Säge-
schnitt her gesunde Eibe ohne die erforderliche denkmalrechtliche Erlaubnis gefällt wurde.  
 
Frage 5: Ist es zutreffend, dass auf einer denkmalgeschützten Fläche (wie der Burgpark) 
auch die darauf wachsenden Anpflanzungen wie Kastanienbestände, Robinien, Eiben etc. 
unter Denkmalschutz stehen? 
 
Antwort: Geschützt ist eine Parkanlage, die hier im Wesentlichen aus dem Gartenparterre  
und dem Dichterhäuschen nebst zugehöriger Achse besteht und von einer Mauer eingefasst 
wird. Darüber hinaus ist der Erhalt einer zeittypischen Parkanlage geboten. Hierzu gehören 
sicherlich Einzelbäume, Baumgruppen und sonstige Anpflanzungen. Abgängige Bäume wä-
ren in angemessenem Umfang nach zu pflanzen.  
 
Frage 6: Sind die erfolgten Rodungen in Teilbereichen als Verstoß gegen Naturschutz und 
Denkmalschutz zu werten? 
 
Antwort: Der Landschaftsplan erstreckt sich nicht auf die bebauten Ortslagen. Da es in Born-
heim keine Baumschutzsatzung gibt, liegt keine naturschutzrechtliche Ordnungswidrigkeit 
vor. Es liegt jedoch eine Verstoß gegen das Denkmalschutzgesetz NRW vor (s. o.).  
 
Frage 7:  Welche Konsequenzen bzw. rechtliche Folgen erwachsen daraus? 
 
Antwort: Die Verwaltung prüft dies und wird entsprechende Maßnahmen nach den gesetzli-
chen Grundlagen treffen. Weitergehende Auskünfte können bereits aus datenschutzrechtli-
chen Aspekten nicht gegeben werden.  
 
Frage 8: Besteht die Pflicht zur Ersatzpflanzung oder sind andere Ausgleichsmöglichkeiten 
auf den betroffenen Flächen denkbar? 
 
Antwort: s. Antwort 5. Nach-/Ersatzpflanzungen können auf der Grundlage des Denkmal-
schutzgesetzes NRW gefordert werden.  
 
Frage 8.1: Ist bekannt, ob eine aktuelle Verpachtung der Wiese vorliegt? 
 
Antwort: Nein, das ist nicht bekannt.  
 
Frage 9:  
Wie kann der noch bestehende, restliche Baumbestand (u.a. 2 Kastanien am sog. Dichter-
häuschen) und Teile der baulichen Burgreste einschl. der Burgmauer vor einer möglichen 
Beschädigung geschützt und gesichert werden? 
 
Antwort: Die Verwaltung ist bereits seit längerem in Gesprächen mit der Eigentümergemein-
schaft, die auch die Sicherung und den Erhalt der Burganlage in Gänze zum Inhalt haben. U. 
a. aufgrund zivilrechtlicher Fragestellungen konnten hierbei noch keine durchgreifenden Er-
gebnisse erzielt werden. Auf die Anforderungen aus dem Denkmalschutzgesetz und die Ein-
haltung dieser Vorschriften wird nun jedoch nochmals eindringlich hingewirkt.  
 
Frage 10: Durch das Fehlen jeglicher Bepflanzung an den Rändern der Hangwiese an der 
Pützgasse und der Hemberger Straße ist bei starkem Regen mit der Ausspülung des ab-
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schüssigen Geländes zu rechnen; Schmutz und Lehmboden wird sich auf Gehwege/Straße 
und im Kanal wiederfinden.  
Welche Schutzmaßnahmen sind hier zu ergreifen, um nicht den Bürger für Mehrkosten  
dieser Auswirkungen zu beanspruchen? Insbesondere die Hangbebauung zieht Probleme  
bei der Kanalisierung von Niederschlags- und Abwasser nach sich.  
 
Antwort:  Der Oberlieger ist nicht verpflichtet, wild abfließendes Niederschlagswasser zu-
rückzuhalten. Er darf es nur nicht gezielt und zum Nachteil des Unterliegers ableiten.  
 
Frage 11: Gibt es Absichten, an den benannten Straßen Pützgasse und Hemberger Str. zu 
bauen? Bestehen Bauvoranfragen? 
 
Antwort: Zurzeit liegen der Verwaltung keine Anfragen zur Bebaubarkeit  von (Teil-)flächen 
des Areals vor. Im unteren Bereich entlang der Hemberger Straße und tlw. der Pützgasse 
stellt der Flächennutzungsplan Wohnbaufläche dar. Im oberen Bereich Parkanlage.  
 
Frage 12: Existieren Bestimmungen bzgl. der Hangwiese, dass bei einer Randbebauung 
eine Freifläche  oder Abstandsfläche zur Burg hin zu erhalten ist.  
 
Antwort: Es existiert keine pauschale Festsetzung, welcher Bereich frei zu halten ist oder 
ggfls. bebaut werden darf. Dies müsste im Bedarfsfall anhand einer konkreten Planung  im 
Zuge des Umgebungsschutzes des Denkmals im Benehmen mit dem LVR-Amt für Denk-
malpflege im Rheinland entschieden werden.  
 
Frage 12.1: Könnte diese Freifläche alternativ als Streuobstwiese oder als Anbaufläche  aus 
Sicht der umweltrelevanten Bestimmungen genutzt werden (vorbehaltlich der Eigentums-
rechte) und als Ausgleichsmaßnahme im direkten Umfeld dienen? 
 
Antwort: Grundsätzlich wäre dies als Ersatzmaßnahme denkbar. Man wird die Eigentümer-
gemeinschaft hieraus aber allenfalls im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens verpflich-
ten können.  
 
Frage 13: Besteht in den Fachausschüssen Übereinstimmung, von Hangbebauung in Born-
heim abzusehen? 
 
Antwort: Diese Frage kann seitens der Verwaltung nicht beantwortet werden, sondern nur 
durch die Fachausschüsse selbst.  
 
Frage 14: Bestehen Kontakte zwischen Stadt und Eigentümer  der Burganlage, um dorfge-
schichtliche  und denkmalrelevante Anliegen zu kommunizieren? Konkrete Ansprechpartner? 
 
Antwort: s. Frage 9 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Anlage 1: Anregung 
Anlage 2 Denkmalkarte 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 15.03.2016 
Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 12.04.2016 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 178/2016-5 

    Stand 16.02.2016 
 
Betreff 
 

Anregung nach § 24 GO NRW vom 15.02.2016 betr. Einrichtung eines 
Übergangswohnheims an der Grünewaldstr. 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur 
Kenntnis.  
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt die Ausführungen 
der Verwaltung zur Kenntnis. 
 
Sachverhalt 
 
Die Anregung nach § 24 GO NRW vom 15.02.2016 ist in der Anlage beigefügt. 
 
Frage1: 
Was war der Grund und wie kam es zu dieser Änderung des Standortes? Gibt es einen ver-
nünftigen Grund für diese Änderung, der die Verwaltung veranlasst hat, den ursprünglichen 
Standort an der Spitzwegstraße nicht mehr zu berücksichtigen, und stattdessen den Standort 
Grünewaldstraße als die geeignetste Lösung vorzuschlagen?  
 
Antwort: 
Bei dem Bürgerinformationsgespräch zum Standort Spitzwegstraße wurden von den anwe-
senden Bürgern drei Alternativstandorte zur Verlagerung angeboten bzw. vorgeschlagen. 
Von der Verwaltung wurden die alternativen Standorte geprüft. Da zwei der Alternativstand-
orte auf Grund der Lage, Größe und Beschaffenheit nicht weiter verfolgt werden konnten, 
verblieb als einzige Alternativlösung der Standort nahe Grünewaldstraße. Auf Grund des 
Zeitdrucks war eine kurzfristige Entscheidung des Rates erforderlich. Nach Vorlage des 
Sachverhaltes hat der Rat der Stadt Bornheim über den Standortwechsel entschieden.  
 
Die Verlagerung des Standortes wurde seitens des Ortsvorstehers unterstützt.  
 
Frage 2:  
Wie lautet die Stellungnahme der Bezirksregierung bzw. der unteren Landschaftsbehörde 
zur Aufstellung der Container für die Unterbringung der Flüchtlinge an dem Standort Grüne-
waldstraße? 
 
Antwort: 
Aufgrund des Zeitdrucks befindet sich der Bauantrag für das Vorhaben noch in der Erstel-
lung. Deshalb konnten auch von der Bauaufsichtsbehörde noch keine Behördenbeteiligun-
gen durchgeführt werden. Es gab jedoch grundsätzliche Abstimmungen mit der Unteren 
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Landschaftsbehörde, so dass mit einer positiven Beurteilung gerechnet wird.  
Das wesentliche Ziel der Schutzausweisung im Flächennutzungsplan war und ist eine dau-
erhafte Bebauung der Fläche auszuschließen und den freien Landschaftsraum zu erhalten. 
Die Schutzausweisung der Fläche als „Fläche zum Schutz von Boden, Natur und Land-
schaft“ im Flächennutzungsplan ist eine Selbstbindung der Stadt Bornheim und keine Vorga-
be der Bezirksregierung. Insofern sind von Seiten der Bezirksregierung keine Einwände zu 
erwarten. 
 
Bei den geplanten Containeranlagen handelt es sich um mobile Gebäude, die dort für einen 
Zeitraum von drei Jahren aufgestellt werden sollen. Dies ist nach § 246 BauGB (13) auch im 
Außenbereich für mobile Unterkünfte für Flüchtlinge und Asylbegehrende bis zum 
31.12.2019 planungsrechtlich für eine Befristung von längstens drei Jahren zulässig. Der 
geschützte Landschaftsbestandteil Böschung der Vorgebirgsbahn wird von dem Bauvorha-
ben nicht tangiert. Nach dem Landschaftsplan liegt der geplante Standort Grünewaldstraße 
nicht im Landschaftsschutzgebiet. Zum Schutz der Fauna wird auf dem Gelände eine Arten-
schutzprüfung durchgeführt. Nach Aufgabe der befristeten Nutzung werden die baulichen 
Anlagen zurückgebaut und das Gelände rekultiviert. Die Fläche steht dann wieder vollum-
fänglich für die eigentlichen Zwecke zur Verfügung. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Anregung 
Anregung (Auszug Pressebericht) 
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Auszug aus dem Generalanzeiger Mitte Januar 2016 

 

Anwohner sorgen sich um Sicherheit 
Der Beigeordnete Markus Schnapka (rechts, mit Mikrofon) informiert die Bürger in der 
Pfarrkirche Sankt Albertus Magnus darüber, wie die Asylbewerber in Dersdorf untergebracht 
werden sollen.  

12.01.2016 Bornheim-Dersdorf. Rund 200 Bürger hatten sich am Montagabend in der 
Dersdorfer Pfarrkirche Sankt Albertus Magnus versammelt, um sich über das  geplante 
Flüchtlingsheim im Ort zu informieren. Ebenso dringlich schien jedoch das Bedürfnis der 
Anwesenden, ihrem Ärger und ihren Ängsten Luft zu machen. 

Äußerungen zu den Vorfällen in der Silvesternacht in Köln, als es unter anderem zu sexuellen 
Übergriffen auf Frauen und zu Diebstählen gekommen war, hatten die Atmosphäre schon zu 
Beginn aufgeheizt. Daher hatte der Beigeordnete Markus Schnapka zunächst die schwierige 
Aufgabe, die Menge zur Disziplin zu rufen. 

"Es ist keine einfache Situation, unsere Kultur wird auf die Probe gestellt", räumte Schnapka 
ein, bevor er die Pläne für die Wohnanlage, die an der Dersdorfer Spitzwegstraße entstehen 
wird, darlegte. Auf einem 2600 Quadratmeter großen Grundstück sollen in zwei 
Wohnblöcken zu je 22 Containern insgesamt 64 Flüchtlinge untergebracht werden. Pro 
Wohnblock gibt es vier Sanitärcontainer und zwei Küchen. In den Zimmern werden zwei bis 
drei Personen Platz finden. Parkplätze für Helfer sind ebenfalls auf dem Areal vorgesehen. Ab 
Februar soll mit der Herrichtung des Grundstückes begonnen werden, der Bezug ist für Ende 
Februar geplant. 

Weil der Standort Spitzwegstraße in Dersdorf auf große Kritik gestoßen war, ging Schnapka 
auch darauf ein, warum die Alternativgrundstücke am Hohlenberg, in der Nähe der 
Grünewaldstraße auf Höhe der Hausnummer 28 und Karnapsweg nicht ausgewählt wurden. 
Während beim  Standort am Hohlenberg eine erforderliche Rodung und der Artenschutz zum 
Ausschluss führten, kam das Grundstück in der Nähe der Grünewaldstraße aufgrund seiner 
Größe nicht infrage: Die Aussicht auf Genehmigung der Bezirksregierung stehe schlecht, so 
Schnapka. 

Schnapka: "Asyl ist ein Grundrecht" 

Die Fläche am Karnapsweg wiederum sei zu schmal für die Anlage. Kritisiert wurde unter 
anderem, dass die geplanten Unterkünfte an der Spitzwegstraße und am Breniger Rubens- 
beziehungsweise Meuserweg nur wenige hundert Meter voneinander entfernt liegen werden. 
"Wir sind nicht mehr in der Position, den idealen Standort zu suchen", verteidigte Schnapka 
die Entscheidung. Große Sorge bereitet den Anwohnern die Sicherheit. Fragen wie "Wenn in 
der Anlage zum großen Teil Männer untergebracht werden, soll ich meine Frau dann 
wegsperren?" wurden gestellt. "Wir können uns nicht aus der Verantwortung stehlen, diese 
Menschen unterzubringen. 

"Asyl ist ein Grundrecht", argumentierte Schnapka. Zum Einwand, ob die Verantwortung 
gegenüber der Bornheimer Bevölkerung nicht größer sei, sagte er, dass man dies nicht 
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gegeneinander aufrechnen könne. Wachdienst und Nachtstreife seien im Stadtgebiet in den 
letzten Tagen erhöht worden, berichtete Schnapka. Auch für die Anlage in Dersdorf sei neben 
der Betreuung durch Sozialarbeiter und Hausmeister eine Polizeipräsenz vorgesehen. 

Trotz aller Kritik riefen anwesende ehrenamtliche Flüchtlingshelfer dazu auf, auf die 
Menschen zuzugehen. "Integration ist das beste Mittel, um Konflikte zu vermeiden." 
 Dersdorfs Ortsvorsteher Ewald Keils mahnte: "Wir sollten die Menschen nicht wie 64 
Flüchtlinge, sondern wie 64 Nachbarn aufnehmen." (Sonja Weber) 

 

Quelle: 

http://www.general-anzeiger-bonn.de/region/vorgebirge-voreifel/bornheim/Anwohner-sorgen-sich-
um-Sicherheit-article1801360.html 
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